
Medienstandort
Deutschland

Am 28./29. November 1999
fand das erste Eichholzer
Forum zu Medienrecht und
Medienpolitik der Konrad-
Adenauer-Stiftung e. V.
(KAS) statt. Aktuelle me-
dienwirtschaftliche, recht-
liche und gesellschaftliche
Themen lockten rund neun-
zig Interessierte aus Wirt-
schaft, Gesellschaft und Po-
litik ins Bildungszentrum
Eichholz. Günther Rüther,
Mitglied der Geschäftslei-
tung der KAS, stellte in sei-
ner Begrüßungsansprache
heraus, dass neben den gro-
ßen Chancen, die vor allem
durch die neuen Medien er-
öffnet werden, Fragen im
Hinblick auf mögliche Risi-
ken nicht vergessen werden
dürften. Die KAS werde je-
denfalls durch den großen
Andrang ermutigt, dieser
Tagung weitere Veranstal-
tungen zu wichtigen me-
dienpolitischen Themen
folgen zu lassen.
Günther Oettinger, Vorsit-
zender des Bundesfachaus-
schusses „Medienpolitik“
der CDU, gab die Einfüh-
rung in das Forum 1 zum
Thema „Unter dem Druck
der Globalisierung – Beur-
teilungen aus Sicht der Me-
dienwirtschaft“. In einer vir-
tuellen Welt stünden lieb
gewonnene Gewohnheiten

und tradierte Regeln auf
dem Prüfstand, wenn nicht
auf dem Spiel. Im Hinblick
auf die Beratungen zu den
anstehenden Rundfunk-
staatsverträgen der Länder
machte er deutlich, dass an-
gesichts der Geschwindig-
keit der technologischen
und ökonomischen Ent-
wicklung Politik und Regu-
lierung zu langsam sind. Er
plädierte für weniger und 
liberalere Regelungen im
Medienbereich. Ausdrück-
lich und uneingeschränkt
bekannte sich Oettinger zur
dualen Rundfunkordnung
in Deutschland. Jedoch

müssten sich alle Pro-
grammanbieter, auch die
öffentlich-rechtlichen, auf
die neuen Entwicklungen
einstellen. Mit Blick auf 
die europäischen Beihilfe-
diskussionen zu den Lan-
deszentralbanken mahnte
er die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten, nicht
durch Kommerzialisie-
rungstendenzen ihren Be-
stand infrage zu stellen. Die
öffentlich-rechtlichen An-
stalten könnten durch stär-
kere Verschlankung und hö-
here Effizienz die Vorgaben
zum Finanzausgleich errei-
chen. Eine Intensivierung
der Kooperation und ein in-
telligentes „Outsourcing“
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seien neben einer stärkeren
Hinwendung zu „public pri-
vate partnerships“ zwischen
den öffentlich-rechtlichen
und privaten Programman-
bietern das Gebot der
Stunde. Im Hinblick auf die
Rundfunkgebühren vertrat
er erneut den Vorschlag,
künftig eine „Rundfunk-
abgabe“ zu erheben.
Anja Bundschuh (Kirch-
Gruppe, München) be-
schrieb die Anstrengungen
der Kirch-Gruppe beim Um-
stieg der privaten Pro-
grammanbieter von der
analogen auf eine digitale
Verbreitung von Angebo-
ten. Trotz erheblicher An-
fangsverluste sei die Kirch-
Gruppe auf Grund der Neu-
ausrichtung im Pay-TV-Be-
reich mit „Premiere World“
optimistisch, mittelfristig
eine Refinanzierung zu er-
reichen. Sie kritisierte die
Entscheidung der EU-Kom-
mission zur Kooperation
von Bertelsmann und Kirch
beim Pay-TV. Die Kommis-
sion habe nur den deut-
schen, nicht aber den euro-
päischen oder gar inter-
nationalen Markt ihrer Beur-
teilung zu Grunde gelegt.
Ingrid M. Haas (CTL-UFA,
Luxemburg) schloss sich
dieser Kritik an und wies 
im Übrigen auf die große 
Bedeutung der europäi-
schen Regulierungsebene
sowie deren Rückwirkun-
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gen auf die Bundesrepublik
Deutschland hin. Vor dem
Hintergrund des Konver-
genzprozesses forderte sie
eine „integrierte Kommuni-
kationspolitik,“ bei der zwar
einige Regulierungsinstru-
mente übernommen wer-
den könnten, aber Verände-
rungen seien im Hinblick
auf neue Angebote und
Techniken unverzichtbar.
Patrick Krisam (Deutsche
Telekom AG, Bonn) wies
darauf hin, dass die Zukunft
der Medienwirtschaft nicht
in der analogen, sondern in
der digitalen Verbreitung
von Diensten zu sehen ist.
Hauptproblem beim Aus-
bau im Kabelbereich sei die
Zersplitterung in diverse
Netzebenen und unter-
schiedliche Eigentümer.
Michael Schneider (Above-
Net, Frankfurt) forderte im
Hinblick auf die ökonomi-
schen Entwicklungen und
den Globalisierungstrend
eine „konzertierte Aktion“
zur Sicherung und Stärkung
des Standorts Deutschland.
Schneider sprach sich expli-
zit für eine weite Bundes-
kompetenz im Bereich der
Kommunikation aus. Pro-
blematisch seien die tiefen
und dichten Regulierungen
im Bereich „Rundfunk“ und
„Mediendienste“ in der Bun-
desrepublik. Der Standort
Deutschland könne nur
durch eine konsequente

Deregulierung gestärkt wer-
den. Wenn es dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk
gelinge, auch in Zukunft
gute Inhalte zu produzieren,
könne er in der digitalen
Welt trotz erheblicher Kon-
kurrenz bestehen.
Holger Paesler (BDZV,
Bonn) mahnte an, den Fo-
kus bei den Medien weniger
auf eine kulturelle, sondern
eher auf eine kommerzielle
Betrachtung zu richten. Die
neuen Dienste seien weni-
ger mit Rundfunk als viel-
mehr mit der Presse zu ver-
gleichen und entsprechend
liberal zu regulieren. Paes-
ler unterstrich die Bedeu-
tung der europäischen Re-
gulierungsebene. Diese
werde für die deutsche Me-
dienregulierung in Zukunft
noch entscheidender.
In der anschließenden Dis-
kussion wurde unter ande-
rem die These vertreten, auf
Grund der zunehmenden
Individualisierung der An-
gebotsnutzung würde
„Rundfunk“ unter Umstän-
den Teil des E-Commerce.
Dies würde Auswirkungen
auf die Regulierung haben.
Die Frage, ob ausreichende
Kapazitäten im Kabel-TV-
Netz dafür vorhanden seien,
wurde unterschiedlich be-
antwortet. Im Hinblick auf
das Urheberrecht in der ver-
netzten und digitalen Welt
war man sich einig, dass die
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Politik aufgefordert sei, den
Ausgleich zwischen geisti-
gem Eigentum und Verwer-
tungsrechten praktikabel zu
gestalten.
Ralf Golinski (CDU-Bundes-
fachausschuss „Medien-
politik“, Bonn) moderierte
den Themenbereich „Kon-
sequenzen der Medienkon-
vergenz – Medienrecht in
den Ländern, im Bund und
in Europa“.
Anton-Josef Cremer (Wis-
senschaftsministerium,
Bonn) machte in seinem
Eingangsstatement deut-
lich, dass zukunftsgerich-
tete Medienpolitik über die
tradierten Denkansätze und
herkömmlichen Diskussio-
nen hinausreiche. Vor dem
Hintergrund der rasanten
Entwicklungen in der Tech-
nik (wie etwa der Digitalisie-
rung der Übertragungs-
wege) und in der Ökonomie
(Globalisierung) seien
Bund und Länder aufgeru-
fen, unabhängig von Kom-
petenzfragen möglichst
rasch gemeinsame Vorstel-
lungen und Lösungsansätze
als Antworten auf den Kon-
vergenzprozess zu ent-
wickeln. Mit Blick auf Eu-
ropa mahnte er die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten, Kommerzialisie-
rungstendenzen nicht unge-
hemmt nachzugehen. Viel-
mehr sollten sie sich auf ih-
ren verfassungsrechtlichen
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Funktionsauftrag beschrän-
ken. Andernfalls stünde de-
ren Legitimation insgesamt
auf dem Spiel.
Ruth Hieronymi (Medien-
politische Sprecherin der
EVP-Fraktion, Brüssel) ver-
wies auf die Agenda der eu-
ropäischen und internatio-
nalen Regulierungsebenen.
Auf europäischer Ebene
stünden die E-Commerce-
Richtlinie und die Revision
der Fernsehrichtlinie bis
zum Jahre 2002 auf der Ta-
gesordnung. Im internatio-
nalen Bereich werde die
WTO-Konferenz in Seattle
Anfang Dezember 1999
möglicherweise Auswir-
kungen auf die deutsche 
Regulierung haben. Im Hin-
blick auf die Rechtfertigung
des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks als Kulturgut
müsse sowohl auf nationa-
ler wie auf europäischer
und internationaler Ebene
vertieft über eine stringen-
tere Abgrenzung der Berei-
che „kulturelle Leistungen
im engen Sinne“ und „au-
diovisuelle Dienstleistun-
gen im Übrigen“ nach-
gedacht werden.
Rolf Kühner (Staatskanzlei
Baden-Württemberg, Stutt-
gart) betonte, dass das Kon-
vergenzproblem nicht neu
sei. Aus der technischen
Konvergenz folge nicht
automatisch die Notwen-
digkeit einer rechtlichen

Gleichbehandlung aller
Dienste. Anknüpfungs-
punkte für eine Regulierung
seien vielmehr die Inhalte.
Die Digitalisierung der
Übertragungswege werde
einen Großteil der Regulie-
rung infrage stellen, da
keine Frequenzknappheit
mehr bestehe. Er plädierte
für ein abgestuftes Regulie-
rungssystem, das sich an der
publizistischen Relevanz
der Inhalte orientiert. Je-
doch seien im Rundfunk-
bereich auch in Zukunft die
kulturellen Aspekte zu
beachten. Er wies darauf
hin, dass die Regulierung
der Medien dadurch er-
schwert werde, dass sowohl
EU-Kommission als auch
der Bund und die Länder
Kompetenzen reklamier-
ten. Der sektorale Zuschnitt
der Kompetenz in Deutsch-
land stoße im Hinblick auf
den Konvergenzprozess an
seine Grenzen. Er betonte,
dass die nationalen Spiel-
räume immer enger wür-
den. Um diesen Prozess auf-
zuhalten, forderte er eine
aktive europäische Medien-
politik von Bund und Län-
dern.
Dass mit Blick vor allem 
auf die Rundfunkregulie-
rung nach wie vor kon-
träre Positionen bestehen,
ließ sich an der nachfol-
genden Diskussion able-
sen. Problematisiert wurde
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unter anderem die Frage, 
ob „digitale Bouquets“ be-
ziehungsweise „individua-
lisierte Nutzungsformen“
noch dem verfassungs-
rechtlichen „Rundfunk-
begriff“ unterfielen. Umstrit-
ten war, ob die für 2002 zu
revidierende EU-Fernseh-
richtlinie auf „rundfunkähn-
liche Dienste“ (Medien-
dienste) zu erweitern sei.
Dies hätte erhebliche Aus-
wirkungen auf die derzei-
tige Regulierung der neuen
Dienste in Deutschland.
Denn Bund und Länder ha-
ben sich im Jahre 1997 bei
der Verabschiedung der
Multimediagesetze darauf
geeinigt, die neuen Dienste
nicht als Rundfunk zu be-
zeichnen.
In seinem Einführungsstate-
ment zum Forum 3 „Neue
Medien und Politik –
Chance für mehr Demokra-
tie ?“ beschäftigte sich Tho-
mas Schildhauer (Institute
of Electronic Commerce,
Berlin) mit der Verände-
rung des Nutzungsverhal-
tens bei traditionellen und
neuen Medien. Unter Hin-
weis auf US-amerikanische
Pilotprojekte werde der ra-
sante Anstieg vor allem der
Internet-Nutzung Auswir-
kungen auch auf die politi-
sche Partizipation der Bür-
ger, auf organisatorische
und strukturelle Standards
in der Politik haben. Mit Be-
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zug auf die Konvergenz der
Endgeräte stellte er die
Frage, ob das Fernsehgerät
„die Feuerstelle des 21. Jahr-
hunderts“ sei.
Gunnar Bender (AOL Ger-
many, Hamburg) wies auf
die ungeheure Dynamik der
Internet-Entwicklung hin.
Dies werde auch zu Ver-
änderungen in der politi-
schen Diskussion führen. In
Deutschland stünden der
Verbreiterung der Internet-
Nutzung allerdings noch
Hindernisse, zum Beispiel
zu hohe Telefonkosten, ent-
gegen.
Susanne Land (KAH, Bonn)
stellte die Erfahrungen der
CDU mit den neuen Medien
und deren Möglichkeiten
dar. Sie machte deutlich,
dass diese im Ergebnis zu ei-
ner Veränderung des demo-
kratischen Willensbildungs-
prozesses führen könnten.
Aus Sicht der Wirtschaft
könnten, so Wilfried Ströhm
(Cyberlab, München), Poli-
tik und Exekutive mit ihren
zum Teil schwerfälligen 
Abstimmungsprozessen zu

langsam für die geforderte
rasche Entscheidungsfin-
dung im Internet-Zeitalter
sein.
Nach Ansicht von Holger
Sievert (Bertelsmann-Stif-
tung, Gütersloh) wird das
Internet jedoch die „One-
To-Many“-Kommunikation
nicht grundsätzlich revolu-
tionieren. Die „Many-To-
Many“-Kommunikation (in-
teraktive Angebote) aber
werde die politische Kom-
munikation mittel- und
langfristig grundlegend ver-
ändern. Dies beziehe sich
primär auf die interne Kom-
munikation in den tradier-
ten und neuen Organisatio-
nen, weniger auf die Bürger-
Bürger-Kommunikation.
Das Internet könne dazu
führen, eine Reihe klassi-
scher Hierarchien abzu-
bauen.
Im so angeregten Gespräch
bestand Einvernehmen dar-
über, dass der Vermittlung
von Medienkompetenz
eine überragende Bedeu-
tung für die digitale und ver-
netzte Welt zukomme. Es
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dürfe im Internet-Zeitalter
nicht zu einer Zwei-Klassen-
Gesellschaft im Sinne von
kompetenten und inkom-
petenten Mediennutzern
kommen. Vor allem auf
kommunaler Ebene biete
das Internet erhebliche
Möglichkeiten zur Bürger-
partizipation, ohne die be-
währten Instrumente der
parlamentarischen Demo-
kratie auszuhöhlen.
Dank der KAS (Rolf Kuy-
pers) und dem CDU-Bun-
desfachausschuss „Medien-
politik“ (Ralf Golinski) sind
mit dieser Veranstaltung die
Themen Medienrecht und
Medienpolitik in das Be-
wusstsein einer breiteren
politischen Öffentlichkeit
gerückt worden. Im Verlauf
der Veranstaltung wurde
deutlich, dass eine ganze
Reihe wichtiger Fragen
noch vertiefter Erörterun-
gen und Diskussionen be-
dürfen, die – so ist zu hoffen
– auf einer Fortsetzung des
Eichholzer Forums erfolgen
können.

Anton-Josef Cremer 
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Geistesverwirrung

„Warnzeichen. Wenn das Interesse der Medien an terroristischen Mördern das an ge-
töteten Polizisten und Zivilisten verdrängt, ist die Geistesverwirrung ausgebrochen.“

(Henryk Bereska, Ausgewählte Werke, Aphorismen 1999)

362 43-46 berichtet Cremer  21.12.1999 14:22 Uhr  Seite 46


	Schaltfläche1: 


